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Amtsblatt der Großen Kreisstadt 

■ Öffentliche Bekanntmachung der Satzung der Stadt Grimma über die Veränderungssperre 
   für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 107 
   „Umgestaltung Bahnhofsvorplatz und -umfeld“ der Stadt Grimma 

Der Stadtrat der Stadt Grimma hat in seiner öf-
fentlichen Sitzung am 30.04.2020 mit Beschluss
Nr. SR 04.20 – IV 792 gemäß §§ 14 und 16 BauGB
zur Sicherung der Planung des Bebauungsplanes
die Satzung über die Anordnung einer Verände-
rungssperre für den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 107 „Umgestaltung Bahnhofsvor-
platz und -umfeld“ der Stadt Grimma beschlossen. 

§ 1
Anordnung der Veränderungssperre

Zur Sicherung der Planung im künftigen Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes Nr.107 „Umgestal-
tung Bahnhofsvorplatz und -umfeld“ in Grimma
wird eine Veränderungssperre angeordnet.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich 

der Veränderungssperre
Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre erstreckt sich auf den Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 107 „Umgestaltung Bahnhofsvor-
platz und -umfeld“ mit den nachfolgenden Flur-
stücken 695/4 teilweise, 695/18 teilweise, 695/34,
695/41, 695/47, 695/48, 695/49, 695/50, 695/51,
695/59 teilweise, 695/64 teilweise, 696/1 teilwei-
se, 710 teilweise, 781/3, 781/4 teilweise, 1285
teilweise der Gem. Grimma.
Für den räumlichen Geltungsbereich ist der Lage-
plan Anlage 1 vom 30.04.2020 maßgebend, der
Bestandteil der Satzung ist. 

§ 3
Inhalt und Rechtswirkungen 

der Veränderungssperre
1. Im räumlichen Geltungsbereich der Verände-

rungssperre für das Plangebiet dürfen gemäß
§ 14 Abs. 1 BauGB Vorhaben im Sinne des § 29
BauGB nicht durchgeführt oder bauliche An-
lagen nicht beseitigt werden; keine erhebli-
chen oder wesentlichen wertsteigernden Ver-
änderungen von Grundstücken und baulichen
Anlagen, deren Veränderung nicht genehmi-
gungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig
ist, vorgenommen werden.

2. Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Ver-
änderungssperre baurechtlich genehmigt
worden sind, Vorhaben, von denen die Ge-
meinde nach Maßgabe des Bauordnungs-
rechts Kenntnis erlangt hat und mit deren
Ausführung vor dem Inkrafttreten der Verän-
derungssperre hätte begonnen werden dürfen,
sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortfüh-
rung einer bisher ausgeübten Nutzung werden
von der Veränderungssperre nicht berührt. 

3. In Anwendung des § 14 Abs. 2 BauGB kann von
der Veränderungssperre eine Ausnahme zugelas-
sen werden, wenn keine überwiegenden öffent-

lichen Belange entgegenstehen. Die Entschei-

dung hierüber trifft die Baugenehmigungsbe-

hörde im Einvernehmen mit der Gemeinde.

§ 4
Inkrafttreten

Die Satzung über die Anordnung der Verände-

rungssperre tritt mit der öffentlichen Bekanntma-

chung (§ 16 Abs. 2 Satz 1 BauGB) in Kraft.

§ 5
Geltungsdauer

Für die Geltungsdauer der Veränderungssperre ist

§ 17 BauGB maßgebend.

Die Satzung über die Veränderungssperre tritt am

Tage der Bekanntmachung in Kraft.

Die Veränderungssperre kann während der übli-

chen Dienststunden in der Stadtverwaltung Grim-

ma, Markt 17, 04668 Grimma, Stadtentwicklungs-

amt, Zimmer 2.03 eingesehen werden. Jedermann

kann die Veränderungssperre einsehen und über

deren Inhalt Auskunft verlangen.

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3

BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädi-

gungsansprüche und des § 18 Abs. 3 über das Erlö-

schen von Entschädigungsansprüchen wird hinge-

wiesen.

Grimma, den 14.07.2020 

Matthias Berger

Oberbürgermeister 

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Öffentliche Bekanntmachung der

Satzung der Stadt Grimma über die Veränderungs-

sperre für den Bereich des Bebauungsplanes Nr.

107 „Umgestaltung Bahnhofsvorplatz und -um-

feld“ der Stadt Grimma wird hiermit öffentlich be-

kannt gemacht. Gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 der Säch-

sischen Gemeindeordnung (SächsGemO) gelten

Satzungen ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung

als von Anfang an gültig zustande gekommen.

Dies gilt nicht, wenn

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder feh-

lerhaft erfolgt ist,

2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sit-

zungen, die Genehmigung oder Bekanntma-

chung der Satzung verletzt worden sind,

3. der Oberbürgermeister dem Beschluss nach 

§ 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrig-

keit widersprochen hat,

4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO

genannten Frist

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss

beanstandet hat oder

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Form-

vorschrift gegenüber der Stadt unter Be-

zeichnung des Sachverhalts, der die Ver-

letzung begründen soll, schriftlich geltend

gemacht worden ist.

Grimma, den 14.07.2020

Matthias Berger

Oberbürgermeister


